
 

Stadt Cottbus / mesto Chosebuz 
Der Oberbürgermeister 

 

Vorlagen-Nr. 

StVV IV-021/21 

HA       

   

Geschäftsbereich: IV Fachbereich: 62 Termin der Tagung: 28.04.2021 
 

Vorlage zur Entscheidung 

 durch den Hauptausschuss  öffentlich 

 durch die Stadtverordnetenversammlung  nichtöffentlich 
 

Beratungsfolge: Datum  Datum 

 Dienstberatung Oberbürgermeister 

 Ausschuss für Haushalt und Finanzen 

 Ausschuss für Recht, Ordnung, Sicherheit und 
Petitionen 

 Ausschuss für Soziales, Gesundheit und 
Rechte für Minderheiten 

 Ausschuss für Bildung, Sport, Kultur und 
sorbisch/wendische Angelegenheiten 

 Ausschuss für Wirtschaft, Beteiligung und 
Strukturwandel 

23.03.2021 

      

13.04.2021 

 
      

 
      
 

      

 Ausschuss für Umwelt und 
Klimaschutz 

 Ausschuss für Bau und Verkehr 

 Hauptausschuss 

 Stadtverordnetenversammlung 

 Beteiligung Ortsbeiräte nach 
KVerf 

 Information an AG Ortsteile 

 Jugendhilfeausschuss 

      

 
14.04.2021 

21.04.2021 

28.04.2021 

      

 
      

      

 

Beratungsgegenstand: 
Neufassung der Satzung über die Benennung von Straßen und das Anbringen von Straßennamensschildern 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
 
Satzung über die Benennung von Straßen und das Anbringen von Straßennamensschildern. 

 

Holger Kelch 
                          

 

 
 

Beratungsergebnis des HA/der StVV: Beschluss-Nr.:        

 einstimmig  mit Stimmenmehrheit Tagung am:       TOP:       

 Anzahl der Ja-Stimmen:     

 laut Beschlussvorschlag Anzahl der Nein-Stimmen:     

 mit Veränderungen (siehe Niederschrift) Anzahl der Stimmenthaltungen:     
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Problembeschreibung/Begründung: 

Die Stadtverordnetenversammlung beschloss am 27.05.2020 den Antrag der Fraktion CDU  
„A-014-10/20 – Neufassung der Satzung zur Benennung/Umbenennung von Straßen, Plätzen, Grün- 
und Parkanlagen sowie sonstigen Einrichtungen für die Stadt Cottbus/Chóśebuz“ und beauftragte 
somit die Verwaltung zur Erarbeitung einer Neufassung der Satzung. 
 
Im Antrag wird ausgeführt, dass die gegenwärtige Satzung aus dem Jahr 2005 einer dringenden 
Aktualisierung bedarf.  
 
In einer neuen Satzung bzw. in den dazugehörigen Durchführungsbestimmungen soll festgeschrieben 
werden, wer bzw. welche gesellschaftlichen Organisationen Vorschläge für eine Benennung oder 
Umbenennung von Straßen oder Plätzen nach verstorbenen Persönlichkeiten vornehmen können 
und welche Verfahrensweise sich daraus ableitet. Dabei soll das Prinzip gelten, dass 
Umbenennungen von Straßen, Plätzen und Parkanlagen nur in Ausnahmefällen zulässig sind. Diese 
Ausnahmen (z.B. aus historischen Gründen, bei Eingemeindungen usw.) sollen definiert werden. 
 
Die Satzung und die dazugehörigen Durchführungsbestimmungen aus dem Jahr 2005 wurden 
überarbeitet und an die gesetzlichen Vorschriften und organisatorischen Veränderungen angepasst.  
Die Durchführungsbestimmungen wurden in die neue Satzung integriert.  
 
In der neuen Satzung ist geregelt, dass Vertreter der Fraktionen der Stadtverordnetenversammlung in 
paritätischer Besetzung mit Beschäftigten aus der Verwaltung in einer Arbeitsgruppe die Empfehlung 
für die Beschlussfassung durch die Stadtverordnetenversammlung erarbeiten. 

Mit der neuen Zusammensetzung der Arbeitsgruppe werden Stadtverordnete an der Benennung oder 
Umbenennung von Straßen nach verstorbenen Persönlichkeiten vor Beschlussfassung beteiligt. 
 

Zur besseren Darstellung ist der Vorlage neben der neuen Satzung auch eine Synopse beigefügt, in 
der die alte und neue Satzung gegenübergestellt sind. 
 

Abschließend entscheidet die Stadtverordnetenversammlung über die Satzung. 

 
Anlagen: 
Anlage 1 Satzung über die Benennung von Straßen und das Anbringen von Straßennamensschildern  
Anlage 2 Synopse alte – neue Satzung 
Anlage 3 Übersicht Stellungnahmen FB und Stellungnahmen 

 

Finanzielle Auswirkungen:  Ja  Nein 

1. Gesamtkosten: 

 

2. Sicherstellung der Finanzierung: 

 

3. Folgekosten: 

 

 


